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Höxter

Ärzte
nNotfallpraxis imSt.-Ansgar-
Krankenhaus Höxter: 13 bis
22 Uhr. Infektpatienten bitte
anmelden unter 0160/
93130438, 05271/ 6946934.
nNotfallpraxis am Klinikum
Warburg: 13 bis 22 Uhr.
nÄrztlicher Bereitschafts-
dienst: Telefon 116 117.
nKinderärzte: 13 Uhr bis 8
Uhr Krankenhaus.

Apotheken
nApotheke am Ansgar Apo-
theke am Ansgar, Brenkhäu-
ser Str. 69, Höxter, Tel.
05271/699970; Mühlen-Apo-
theke, Mühlenstr. 27 a, Beve-
rungen, Tel. 05273/367999;
Markt-Apotheke, Marktstr.
30, Steinheim, Tel.
05233/950010; Kur-Apothe-
ke, Rühler Straße 14, Boden-
werder.

Notdienste

Paukenschlag: CDU-Fraktion kündigt
im Rat „Nein“ zum Haushalt 2024 an

Etatberatungen im Sommer – Unklare Mehrheiten machen Diskussion am Donnerstagabend bis zuletzt spannend

Von Sabine Robrecht

HÖXTER (WB). Nach monate-
langen Kontroversen und Be-
ratungen eines interfraktio-
nellen Rotstift-Arbeitskreises
hat am Donnerstag im Rat die
Stunde der Wahrheit geschla-
gen. Geht der Haushalt end-
lich durch? Das Rennen blieb
bis zuletzt offen.
Für einen Paukenschlag

sorgte die CDU-Mehrheits-
fraktion (17 von 42 Sitzen) in
der Ratsdebatte: Vorsitzender
Günther Ludwig kündigte in
seiner Haushaltsrede ein Nein
zum Etat an. „Der uns von Ih-
nen, Herr Bürgermeister, vor-
gelegte Haushalt zeigt keine
Perspektiven auf, dazu lässt er
jedwede Disziplin und auch
Kreativität vermissen. Da
bleibt uns nur, ihn abzuleh-
nen“.
Im Hauptausschuss hatten

die Christdemokraten sich
nur enthalten. Das „Nein“
brachte jetzt im Rat mögliche
Mehrheiten ins Wanken.
Denn BfH (sechs Sitze) und
UWG (drei Sitze) kündigten
uneinheitliche Voten an. SPD
(acht Sitze), Grüne (vier Sitze)
und FDP (zwei Sitze) signali-
sierten Zustimmung. Bis zu-
letzt blieb es schließlich span-
nend, ob Höxter nach dieser
Ratssitzung einen gültigen
Haushalt haben würde. Das
Ergebnis lag bei Redaktions-
schluss noch nicht vor.

Loch von
9,5 Millionen Euro
Außergewöhnlich war es

schon gewesen, dass eine
Stadt bis in den Sommer ohne
gültigen Haushalt wirtschaf-
ten muss. Ende Februar von
Bürgermeister Daniel Hart-
mann und Kämmerer Martin
Finke eingebracht, wies Höx-
ters Etatplan ein Loch von 9,5
(!) Millionen Euro auf. Dieses
ist siebenmal so groß wie der
Fehlbetrag von 2023 (1,34
Millionen). Hinzu kommt,
dass das Eigenkapital 2027
aufgebraucht und die Stadt
somit dann pleite ist.
„Wo können wir sparen?“

Diese Frage führte zu einem
monatelangen Gezerre – auch
über den Standpunkt des Bür-
germeisters Daniel Hartmann
(parteilos), dass es Aufgabe
desRates ist, Einsparpotenzia-
le auszuloten. Die CDU-Frak-
tion griff das Stadtoberhaupt
für diese Haltung massiv an.
Die FDP übte jetzt im Rat
ebenfalls Kritik. Der Bürger-
meister wolle nicht führen.
Rückendeckung bekam Da-

niel Hartmann von der SPD.
Angesichts der Erkenntnis,
dass es kaum Einsparpoten-
ziale gegenüber dem einge-
brachten Entwurf gebe, gelte
es, „unseren Bürgermeister
gegen Kritik und den Vorwurf
der Verzögerung und man-
gelnder Unterstützung in
Schutz zu nehmen“, betonte
Fraktionschef Günter Witt-
mann in seiner Haushaltsre-
de.

CDU kritisiert
Verweigerung bei Holibri
CDU-Fraktionsvorsitzen-

der Günther Ludwig pran-
gerte in seiner Rede an, dass
Hartmann den Grundsatz
„Aktenklarheit ist Akten-

wahrheit“
schon lange
hinter sich ge-
lassen habe.
Holibri, Musik-
schule, Sicher-
heitsdienst für
drei Geflüchte-
ten-Unterkünf-
te in der Kern-
stadt: Bei seinen
Einwänden

nahm Ludwig kein Blatt vor
den Mund. „Wir erlauben uns
einen Sicherheitsdienst für
200.000 Euro per Anno, der

auf unsere Flüchtlinge und
Asylsuchenden aufpasst. Wir
sind die einzige Kommune im
Kreis, das nur am Rande be-
merkt, die sich diesen Luxus
erlaubt.“ Außerdem: „Ein Si-
cherheitsdienst, nur für die
drei Unterkünfte in der Kern-
stadt. In Stahle undOvenhau-
sen leisten diesen Dienst Eh-
renamtliche. Ich möchte sa-
gen, dass dies ein Schlag ins
Gesicht dieser Ehrenamtli-
chen ist.“
Beim Holibri sei es nicht ge-

wünscht gewesen, sich mit
den Einsparpotenzialen der
CDU auseinanderzusetzen.
Beim ersten Hinsehen wirke
das On-Demand-Angebot wie
eine Erfolgsgeschichte. Die
Statistik zeige aber, dass der
Holibri im Durchschnitt mit
1,3 Personen fährt. „Man
könnte auch davon reden, er
fährt wie ein Taxi. Somit
müsste er eigentlich auch be-
zahlt werden wie ein Taxi.
Dies würde dem Gedanken
des öffentlichen Nahverkehrs
allerdings widersprechen. So
aber kann es nicht weiter ge-
hen.“
Die CDU habe vorgeschla-

gen, das Delta von 100.000
Euro zu minimieren und so-
mit auch einen niederschwel-
ligen Einstieg zu finden, künf-
tig alle Ortschaften des Stadt-
gebietes bedienen zu können.
Nachjustiert werden könne
mit einer Reduzierung der
Haltestellenund einerVerbes-
serung der App. Das sei nicht
gewünscht gewesen.
Im Stellenplan erkenne die

CDU nicht die geringsten Be-
mühungen, eine Konsolidie-
rung in Gang zu bringen. „Das
Gegenteil ist der Fall und da
ist das beste Beispiel unsere
Musikschule. Dem Druck der
Öffentlichkeit erlegen, haben
Sie uns, obwohl immer eine
kostengünstigere Alternative
eingefordertwurde, nur einen
Lösungsvorschlag vorgelegt,
die denkbar teuerste Lösung,
die sich nun auch im Stellen-
planwiederfindet.“
Einnahmen generieren und

nebenbei weniger ausgeben:
Das müsse die Devise sein.
„Deswegen macht sich die
CDU auch stark für eine
schnelle Erweiterung des Ge-
werbeparks Albaxen Stahle.
Die Anträge dazu haben wir
gestellt. Ich möchte Sie alle
dazu auffordern, diesen An-
trägen zuzustimmen.“

Bauhof bis Musikschule:
SPD benennt „Giftliste“
Auf die chronische Unterfi-

nanzierung der
Kommunen in
NRW und die
äußeren Ursa-
chen für das
9,5-Millionen-
Loch, Stich-
wort Kreisum-
lage, NPH-Um-
lage, steigende
Sozialaufwen-
dungen, Ener-
giekosten, Inflation, verwies
SPD-Fraktionschef Günter
Wittmann. Angesichtsdes ge-
ringen Spielraums für Einspa-
rungen im Etat 2024 nahm er
zukünftige Haushalte, also
mittel- und langfristige Zeit-
räume, in den Blick: „Wir ha-
ben Einrichtungen und Sach-
verhalte identifiziert, die wir
uns näher auf Einsparpoten-
ziale anschauen werden“, sag-
te Wittmann und zählte die
„Giftliste“ konkret auf: Bau-
hof, VHS, Bücherei, Musik-
schule, Sportstätten, Wirt-
schaftsförderung und Touris-
tik, Höhe von Gebühren. Oh-
ne Schmerzenwerde das Kon-
solidieren nicht ablaufen.
Nicht zur Diskussion stün-

den für die SPDdas Ehrenamt,
die Ortschaftsmittel und das
Jugendzentrum. Und: „Hände
weg von den Feuerwehren“,

mahnte Wittmann. Das Zu-
sammenlegen von Lösch-
gruppen gegendenWillender
Kameraden und gegen die In-
teressen der Ortschaften führ-
ten zum Tod des Freiwillig-
keitsprinzips. „Es würde uns
früher oder später zwingen,
eine Berufsfeuerwehr zu ins-
tallieren.“ Ähnlich verhalte es
sich mit den Ortschaftsmit-
teln. „Diese zu kürzen, würde
bedeuten, den Ehrenamtlern
vorOrt den Teppichunter den
Füßenwegzuziehen.“
Schulen, Hochschule, Woh-

nen, Hausarztversorgung
(hier beantragt die SPD die
Prüfung der Option eines
kommunalen Medizinischen
Versorgungszentrums nach
dem Vorbild von Marien-
münster): Das seien die The-
men der Zukunft. Die SPD be-
grüße die Überlegungen für
einen Umzug der TH OWL
nach Corvey. „Das von der
Stadt geplante Besucherzent-
rum auf dem Gelände des
Archäologieparks dürfen wir
in diesem Zusammenhang
nicht vernachlässigen“, for-
derteWittmann.
Das Schlusswort seines

Fraktionskollegen Hans-Josef
Held aus der Hauptausschuss-
Sitzung aufgreifend, appel-
lierte er an alle Ratsmitglie-
der: „Lassen Sie es nicht zu,
dass unsere schöne Stadt mit
ihren Ortschaften klein und
krankgeredetwird. StellenSie
persönliche und parteipoliti-
sche Animositäten zurück –
hören wir auf mit der Selbst-
zerfleischung.“

BfH: Auch hausgemachte
Probleme
Die stellvertretende Frak-

tionsvorsitzende der BfH,
Barbara Rüstemeier, führte
die Finanzmisere der Stadt in
einer dezidierten Ursachen-
Analyse auf nicht beeinfluss-

bare, äußere
Umstände,
aber auch auf
hausgemachte
Probleme zu-
rück. Mit
332,67EuroDe-
fizit pro Ein-
wohner liege
Höxter im vor-
deren Mittel-
feld. Dieses be-

wege sich von 207,66 Euro in
Beverungen bis zu 480,38
Euro in Bad Driburg.
Dem Schönfärben dienten

diese Zahlen aber nicht. Viel-

mehrbekräftigteBarbaraRüs-
temeier die jahrelangen Ap-
pelle ihrer Fraktion, die Sanie-
rung der Stadtfinanzen ge-
meinsam anzugehen. „Seit
nunmehr zehn Jahren mahnt
die BfH-Fraktion eine Konso-
lidierung des Haushaltes und
eine Verifizierung des Stellen-
plans an, weist auf den zu ho-
hen Eigenkapitalverbrauch
hin. Zugehört hat man uns
nicht!“
Der Etat sei vorbestimmt

durch Investitionen, die zum
Teil Jahrzehnte zurückliegen.
„So verursachen Investitio-
nen der Vergangenheit noch
heute über Abschreibungen,
Betriebskosten und Unter-
haltsaufwendungen Haus-
haltsbelastungen, die damit
unsere Handlungsfähigkeit
nachhaltig einschränken.“
Die Mehrausgaben seien, so

stellte die BfH-Politikerin klar,
auf Beschlüsse im Rat zurück-
zuführen. Allen voran die
CDU, die als größte Fraktion
und Mehrheitsgeber, sei ihrer
Verantwortung nicht gerecht
geworden.
Ihr eigene Fraktion habe

aber ebenfalls Investitionen
mitgetragen, die den aktuel-
len Haushalt belasten. Die
Mammutaufgabe der Konso-
lidierung könne nur partei-
übergreifend gelingen. Ein-
sparmaßnahmen seien nach
Auffassung der BfH maßgeb-
lich über den Stellenplan zu
generieren.
Für Fraktionschef Ralf Doh-

mann kündigte Rüstemeier
an, dass er nicht zustimmen
werde, weil die in seinen letz-
ten Haushaltsreden immer
wieder gefordertenachhaltige
Konsolidierung nicht stattge-
funden habe. Sie selbst sei je-
doch nach reiflicher Ausei-
nandersetzung mit dem vor-
liegenden Haushaltsentwurf
zu der Überzeugung gelangt,
dass im Rahmen der Gege-
benheiten dasMögliche getan
wurde und werde deshalb zu-
stimmen.

UWG fordert Sparen
beim Stellenplan
UWG-Fraktionschef Georg

Heiseke kündigte ebenfalls
kein einheitliches, abermehr-
heitliches„ Ja“ zum Etat an. Er
forderte beim Sparen einen
Blick auf den Stellenplan. „Die
Musikschule hat uns etliche
neue Stellen beschert, da die-
se nun offiziell eine städtische
Einrichtung geworden ist.

Wir leisten uns das auch aus
dem Verständnis heraus, dass
Musik für die Kinder und Ju-
gendlichen ein hervorragen-
des Mittel ist,
Freizeit ver-
nünftig zu ge-
stalten.“
Vonnöten sei

insgesamt die
Straffung des
Stellenplans
durch Verdich-
tung, das heißt
Zusammenle-
gung von Stel-
len und Aufgaben. Mit Hilfe
derweiter voran schreitenden
Digitalisierung und speziell
mit KI „muss es uns gelingen,
Aufgaben zu vereinfachen
und Abwicklungen zu be-
schleunigen“.
Ein Lichtblick sei das Plus

bei der Landesgartenschau.
„Ein positives Ergebnis ist zu
vermelden. Das ist eine sehr
schöne Botschaft an alle
Zweifler und Gegner. Unsere
Landesgartenschau hat am
besten abgeschnitten vor al-
len anderen im gesamten
Land im Jahr 2023.“

Grüne richten Blick
auf das Gute
Den Blick auf das Gute rich-

tete auch der haushaltspoli-
tische Sprecher der Grünen,
Berno Schlanstedt. Höxter
habe eine bezaubernde histo-
rische Innenstadt, zwei

Schwimm-
bäder, eine
wundervolle
Freizeitanlage,
einemoderne
Stadthalle, eine
Volkshoch-
schulemit
einem breiten
Angebot, eine
Bibliothek (bes-
ser: eine Medio-

thek), eine städtische Musik-
schule, alle allgemeinbilden-
den Schulen, einen individu-
ellen Nahverkehr, ein Welt-
erbe (Corvey), eine
parkähnliche Wallanlage,
eine neu gestaltete Weserpro-
menade, ein vielfältiges Ver-
einsleben und viel ehrenamt-
liches Engagement im Be-
reich der Feuerwehren, der
Flüchtlingshilfe oder der Se-
niorenunterstützung.
Die Hochschule führe junge

Menschen nach Höxter. Eine
aktive Kaufmannschaft sorge
mit ihrenEvents undMärkten
immer neu für Impulse in der

Innenstadt. „Für all dies reicht
unser Geld im kommunalen
Haushalt. Es reicht aber nicht
dafür aus, die ständig neuen
und ständig wachsenden For-
derungen von Dritter Seite an
den kommunalen Haushalt
auch noch zu befriedigen.“
Der im Haushaltsentwurf

vorgelegte Versuch der Ver-
waltung, den Spagat zwi-
schen Sparbemühen und Er-
halt der Lebensqualität in
Höxter hinzubekommen, „be-
urteilen wir als gelungen und
werden daher dem Verwal-
tungsvorschlag zustimmen“.

Auch FDP will
Musikschule prüfen
FDP-Fraktionsvorsitzen-

der Martin Hillebrand be-
gründete das Ja der Liberalen
mit der Verantwortung, die
sie übernehmen. Der Bürger-
meister habe es aufgezeigt.
„Wir, der Rat, haben es in der
Hand. Er will nicht Herr des
Geschehens sein, sondern
setzt nur die Beschlüsse des
Rates um. Klarer kann man
den Willen, nicht führen zu
wollen, formulieren. Packen
wir es also an und optimieren
die Forstwirtschaft, um mit
unserem Wald Einnahmen
und nicht nur Ausgaben zu
generieren.“ Zu hinterfragen
sei die Notwendigkeit zweier
Forstwirtmeister.
Für Gewerbetreibende gelte

es, das Industriegebiet Alba-
xen-Stahle wirklich anzubin-
den. Die Willensbekundung
stehe schon seit zehn Jahren
im Haushalt, doch es tue sich
nichts. Auf den Prüfstand will
Hillebrand
auch die Mu-
sikschule stel-
len: „Suchen
wir Wege, um
uns von der Be-
triebsführung
derMusikschu-
le zu lösen.“
Zu hinterfra-

gen seien alle
Investitionen,
die noch nicht
bereits gefördert oder begon-
nen wurden. Aber: „Wir ste-
hen auch weiterhin zu unse-
rem Wort und lassen unsere
Ehrenamtler nicht im Regen
stehen. Der Kunstrasenplatz
für die Sportstätte West ist
weiterhin notwendig.“ Im
Arbeitskreis werde die FDP
sich für ein verantwortungs-
bewusstes Sparen weiter ein-
setzen.

CDU kritisiert
Alleingang
der SPD
HÖXTER (sos). Der SPD-An-
trag zur Prüfung eines kom-
munalen Medizinischen Ver-
sorgungszentrums nach dem
Muster von Marienmünster
forderte den CDU-Fraktions-
vorsitzenden Günther Lud-
wig in denEtatberatungen im
Rat zu deutlichen Attacken
gegen seinen SPD-Kollegen
Günter Wittmann und Bür-
germeister Daniel Hartmann
heraus. In einer Sitzung des
Haupt- und Finanzausschus-
ses vor einigen Wochen habe
SPD-Fraktionsmitglied Hans-
Josef Held in Bezug auf das
kommunale MVZ in Marien-
münster den Bürgermeister
gefragt, ob man sich auch in
Höxter zu diesem Thema Ge-
danken mache. Der Bürger-
meister habe knapp geant-
wortet, das sei keine kommu-
nale Aufgabe. „Dies war für
uns als CDU allemal die Anre-
gung, doch etwas tiefer in das
Thema einzusteigen, denn
diebesorgniserregendeSitua-
tion rundumdieHausärzte in
Höxter regt schon zum Nach-
denken an.“ Dazu habe eine
Infoveranstaltung die Gele-
genheit geboten. Danach sei
abgesprochen gewesen, im
Rahmen eines gemeinsamen
Antrages eine bestimmte
Summe für den Haushalt zu
beantragen, mit der die Ver-
waltung Handlungsspiel-
raum zur Untersuchung des
Problems bekäme. Nunmehr
bringe die SPD im Alleingang
einen Antrag auf den Weg,
„dem wir ohnehin nicht zu-
stimmen können“, so Ludwig.
Günter Wittmann sei damit
seinem Fraktionskollegen
Held und dem Bürgermeister
in den Rücken gefallen.
UWG-Fraktionschef Georg

Heiseke hat unabhängig da-
von in seiner Haushaltsrede
betont, dass das ThemaHaus-
ärztemangel ihm am Herzen
liege und vorrangig anzuge-
hen sei. „Am Beispiel der
Stadt Marienmünster oder
Beverungen müssen wir uns
orientieren. Die UWGhat sich
umfassend informiert, lange
bevor die CDU und die SPD
damit öffentlich wurden.“
Die Zukunft der hausärztli-

chen Versorgung sei zu wich-
tig, umpolitisch zerpflückt zu
werden, appellierte Georg
Heiseke.

Lange hat die Verabschiedung des Stadtetats 2024 auf sich warten lassen. Das 9,5-Millionen-Euro-Loch hat Politik und Verwaltung Kopfzerbrechen
bereitet. Monatelang wurde kontrovers diskutiert. Foto: dpa
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temeier (BfH).


